
Beglaubigte Abschrift 

Kammergericht 
Az.: 5 u 42121 

52 0 327/20 LG Berlin 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., vertreten durch den Vorstand— 
_ ,  Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart 
- Kläger, Berufungskläger u. Berufungsbeklagter - 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte — 
_ 

gegen 

HelloFresh Deutschland SE & Co. KG, vertreten durch d. Komplementärin HelloFresh SE, die- 
se V6rtr- d-d- V0fstandsmitglieder — 
_ ,  Saarbrücker Straße 37a, 10405 Berlin 
- Beklagte, Berufungsbeklagte u. Berufungsklägerin - 

Prozessbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte— 

hat das Kammergericht - 5. Zivilsenat - durch den Richter am Kammergericht Dr. _ als 
Einzelrichter im schriftlichen Verfahren gemäß 5 128 Abs. 2 ZPO, in dem Schriftsätze bis zum 

23. August 2024 eingereicht werden konnten, für Recht erkannt: 

1. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Landgerichts Berlin (jetzt: Landgericht 
Berlin II) vom 18. März 2021, Az.: 52 O 327/20, im Tenor zu I. 1, I. 2. und I. 4. teilweise ab- 
geändert und insoweit zur Klarstellung wie folgt neu gefasst: 

[. Die Beklagten wird unter Androhung eines für jeden Fall der 
schuldhaften Zuwiderhandlung vom Gericht festzusetzenden Ordnungs- 
geldes von bis zu 250.000‚- €, ersatzweise Ordnungshaft, oder einer 
an den Vorstandsmitgliedern ihrer Komplementärin zu vollziehenden 
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Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, verurteilt, es zu unterlassen, 

1. Verbrauchern den Abschluss entgeltpflichtiger Verträge über die 
wiederkehrende Belieferung von Waren im Internet anzubieten 
und/oder anbieten zu lassen, wenn die Bestellung durch den Verbrau- 
cher bestimmungsgemäß über die Betätigung von Schaltflächen abge- 
schlossen werden soll, die lediglich mit den Bezeichnungen 

„Bestellung aufgeben“ 

und/oder 

„Zustimmen und weiter“ 

versehen sind, wie geschehen im Bestellverlauf gemäß Screenshots 
nach Anlagen K 3, letzte Seite (wiedergegeben in dem Tatbestand 
des landgerichtlichen Urteils), und der nachfolgend dargestellten Anla- 
ge K 4: 
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2. Verbrauchern im Internet den Abschluss entgeltpflichtiger Verträge 
über die wiederkehrende Belieferung von Waren anzubieten, ohne den 
Verbraucher unmittelbar bevor dieser seine verbindliche Vertragserklä- 
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rung abgibt, klar und verständlich in hervorgehobener Weise zu infor- 
mieren und/oder informieren zu lassen über 

- die wesentlichen Eigenschaften der bestellten Waren und Dienstleis- 
tungen und 

- die Art der Preisberechnung und 

- die Mindestlaufzeit des Vertrages sowie über 

- die Kündigungsvoraussetzungen. 

wie unterblieben im Bestellverlauf gemäß Screenshots nach Anlage 
K 3 (wiedergegeben in dem Tatbestand des Iandgerichtlichen Urteils) 
und der zuvor dargestellten Anlage K 4, 

4. Verbraucher, die mit der Beklagten im Internet einen entgeltlichen 
Vertrag über die wiederkehrende Belieferung von schnell verderblichen 
Lebensmitteln geschlossen haben, für den Fall, dass dem Verbrau- 
cher in Bezug auf diesen Vertrag ein Widerrufsrecht nach 5 312g 
Abs. 2 Nr. 2 BGB nicht zusteht, nicht in klarer und verständlicher 
Weise darüber zu informieren, dass der Verbraucher seine Willenser- 
klärung in Bezug auf den Kauf der von der Beklagten gelieferten Le- 
bensmittel nicht widerrufen könne, wie unterblieben im Bestellverlauf 
gemäß Screenshots nach Anlage K 3 (wiedergegeben in dem Tatbe- 
stand des Iandgerichtlichen Urteils) und der zuvor dargestellten Anla- 
ge K 4. 

2. Auf die Berufung der Beklagten und unter Zurückweisung des weitergehenden Rechts- 
mittels wird das Urteil des Landgerichts Berlin (jetzt: Landgericht Berlin II) vom 18. März 
2021, Az.: 52 0 327/20, im Tenor zu l.5 abgeändert und die Klage insoweit abgewiesen. 

3. Von den Kosten des Rechtsstreits erster Instanz tragen der Kläger 1/6 und die Beklagte 
5/6. Von den Kosten des Rechtsstreits zweiter Instanz tragen der Kläger 18/100 und die 
Beklagte 82/100. 

4. Dieses und das erstinstanzliche Urteil sind vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann 
die Vollstreckung hinsichtlich jeder Unterlassungsverpflichtung durch Sicherheitsleistung 
in Höhe von jeweils 15.000,00 EUR abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstre- 
ckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. Der Kläger kann die Vollstreckung wegen der 
Kosten gegen sich abwenden durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des gegen ihn 
vollstreckbaren Betrages, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Hö- 
he von 110 % des jeweils durch sie beizutreibenden Betrages leistet. 

5. Die Revision wird nicht zugelassen. 
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Gründe: 

Die Beklagte vertreibt über das Internet sog. Kochboxen bestehend aus Rezepten und den 

für die jeweilige Zubereitung erforderlichen Lebensmitteln. Der Kläger ist ein Verbraucherverband 

im Sinne des @ 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG und nimmt die Beklagte auf Unterlassung in Anspruch. Das 

Landgericht hat die Beklagte unter Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel verurteilt, es zu 

unterlassen, Verbrauchern den Abschluss entgeltpflichtiger Verträge über die wiederkehrende Be- 

lieferung von Waren im Internet anzubieten und/oder anbieten zu lassen, wenn die Bestellung 

durch den Verbraucher bestimmungsgemäß über die Betätigung einer Schaltfläche abgeschlos- 

sen werden soll, die mit der Bezeichnung „Bestellung aufgeben“ versehen sind, wie unter Be- 

zugnahme auf die als Anlagenkonvolut K 3 eingereichten Screenshots wiedergegeben (Tenor zu 

l.1 .); Verbrauchern im Internet den Abschluss entgeltpflichtiger Verträge über die wiederkehrende 

Belieferung von Waren anzubieten, ohne den Verbraucher unmittelbar bevor dieser seine verbind- 

liche Vertragserklärung abgibt, klar und verständlich in hervorgehobener Weise zu informieren 

und/oder informieren zu lassen über die wesentlichen Eigenschaften der bestellten Waren und 

Dienstleistungen und die Art der Preisberechnung und die Mindestlaufzeit des Vertrages sowie 

über die Kündigungsvoraussetzungen, wie unterblieben in den als Anlagenkonvolut K 3einge- 

reichten Screenshots wiedergegebenen Bestellverlauf (Tenor zu l.2); im Internet gegenüber Ver- 

brauchern den Abschluss von entgeltlichen Verträgen über die wiederkehrende Belieferung von 

Waren anzubieten und mit der Behauptung zu werben, der Service der Beklagten könne „immer 

bis Dienstag, 23:59 Uhr geändert, pausiert oder ohne Mindestlaufzeit für die darauf folgen- 

de Lieferung gekündigt werden“, wie auf der letzten Seite des als Anlagenkonvolut K 3 einge- 

reichten Screenshots wiedergeben, wenn nach 5 4 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen eine 

Kündigung bis Mittwoch, 23:59 Uhr, erfolgen darf und/oder eine Kündigung vor Erhalt der ersten 

Lieferung ausgeschlossen sein soll (Tenor zu l.3.); Verbraucher, die mit der Beklagten im Internet 

einen entgeltlichen Vertrag über die wiederkehrende Belieferung von schnell verderblichen Le- 

bensmitteln geschlossen haben, für den Fall, dass dem Verbraucher in Bezug auf diesen Vertrag 

ein Widerrufsrecht nach 5 312g Abs. 2 Nr. 2 BGB nicht zusteht, nicht in klarer und verständlicher 

Weise darüber zu informieren, dass der Verbraucher seine Willenserklärung in Bezug auf den 

Kauf der von der Beklagten gelieferten Lebensmittel nicht widerrufen könne, wie unterblieben in 
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dem Bestellverlauf, wiedergegeben mit dem Anlagenkonvolut K 3 (Tenor zu |.4.); gegenüberei- 

nem Verbraucher, der einen mit der Beklagten geschlossenen Vertrag über die entgeltpflichtige 

regelmäßige Belieferung von Lebensmitteln fristgerecht mit Wirkung für den nächstmöglichen Lie- 

ferzeitpunkt gekündigt hat, wie geschehen gemäß den im Tatbestand dieses Urteils in Bezug ge- 

nommenen E-Mails vom 16. Juli 2020 und 19. Juli 2020, gleichwohl über das ursprünglich ge- 

wählte Zahlungsmittel (PayPal) eine Abbuchung als Vergütung für weitere Lieferungen vorzuneh- 

men und/oder vornehmen zu lassen, wie ersichtlich aus der im Tatbestand dieses Urteils in Be- 

zug genommenen Zahlungsbestätigung des Zahlungsdienstleisters PayPal vom 3. August 2020 

(Tenor zu l.5.); an Verbraucher Werbung per E-Mail mit dem Inhalt zu versenden, wie aus der im 

Tatbestand dieses Urteils wiedergegebenen E-Mail vom 3. August 2020 ersichtlich, wenn der Ver- 

braucher in den Erhalt einer solchen Werbe-E-Mail zuvor nicht ausdrücklich eingewilligt hat (Te- 

nor zu l.6.). Die weitergehende Klage hat es abgewiesen. Wegen der Einzelheiten des Sach- und 

Streitstandes erster Instanz einschließlich der gestellten Anträge wird auf die in dem Urteil des 

Landgerichts Berlin - Az. 52 0 327/20 - getroffenen Feststellungen Bezug genommen. Gegen 

dieses Urteil wenden sich beide Parteien. 

Der Kläger Will mit der von ihm eingelegten Berufung zunächst erreichen, dass das im Tenor 

zu |.1. ausgesprochene Unterlassungsgebot auch die Anlage K 4 und die im Zusammenhang mit 

dem Zahlungsvorgang stehende Schaltfläche „Zustimmen und weiter“ erfasst. Er rügt, das 

Landgericht habe den entscheidungserheblichen Sachverhalt nicht vollständig erfasst, und es 

setze sich, soweit es annimmt, die Bestellung werde durch das Anklicken der Schaltfläche „BE - 

STELLUNG AUFGEBE “ abgegeben, in Widerspruch zu seinen eigenen Feststellungen; es be- 

werte insoweit einen anderen Klagegrund als denjenigen, den der Kläger durch Vorlage der Anla- 

gen K3 und K 4 wiedergegeben habe. Das Landgericht hätte die Klage insoweit jedenfalls nicht 

abweisen dürfen; bei der Anlage K 4 handele es sich allenfalls um eine unschädliche Überbestim- 

mung. Der Kläger wendet sich aus den im Wesentlichen gleichen Gründen auch gegen die Ab- 

weisung der Klage im Tenor zu l.2. und l.4.; im Tenor sei die Anlage K 4 aufzunehmen. 

Der Kläger beantragt, 

das Urteil des Landgerichts Berlin vom 18. März 2021, Az.: 52 O 327/20, im Kostenpunkt 
aufzuheben und im Übrigen wie folgt neu zu fassen: 

|. Der Beklagten wird untersagt, Verbrauchern den Abschluss entgeltpflichtiger Verträge 
über die wiederkehrende Belieferung von Waren im internet anzubieten und/oder anbieten 
zu lassen, wenn die Bestellung durch den Verbraucher bestimmungsgemäß über die Be- 
tätigung von Schaltflächen abgeschlossen werden soll, die lediglich mit den Bezeichnun- 
gen 
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„Bestellung aufgeben“ 

und/oder 

„Zustimmen und weiter“ 

versehen sind, wie geschehen im Bestellverlauf gemäß Screenshots nach Anlagen K3, 
letzte Seite, und Anlage K4. 

II. Der Beklagten wird weiter untersagt, Verbrauchern im Internet den Abschluss entgelt- 
pflichtiger Verträge über die wiederkehrende Belieferung von Waren anzubieten, ohne den 
Verbraucher unmittelbar bevor dieser seine verbindliche Vertragserklärung abgibt, klar und 
verständlich in hervorgehobener Weise zu informieren und/oder informieren zu lassen 
über 

- die wesentlichen Eigenschaften der bestellten Waren und Dienstleistungen und 

- die Art der Preisberechnung und 

- die Mindestlaufzeit des Vertrages sowie über 

- die Kündigungsvoraussetzungen. 

wie unterblieben im Bestellverlauf gemäß Screenshots nach Anlage K3 und Anlage K4. 

III. Der Beklagten wird weiter untersagt, im Internet gegenüber Verbrauchern den Ab- 
schluss von entgeltlichen Verträgen über die wiederkehrende Belieferung von Waren an- 
zubieten und mit der Behauptung zu werben, der Service der Beklagten könne „immer bis 
Dienstag, 23:59 Uhr geändert, pausiert oder ohne Mindestlaufzeit für die darauffolgende 
Lieferung gekündigt werden“, 

wie geschehen gemäß Screenshot nach Anlage K3, S. 8 oben, wenn nach den Allgemei- 
nen Geschäftsbedingungen der Beklagten (Anlage KG) eine Kündigung 

1. bis Mittwoch, 23:59 Uhr erfolgen darf 

und/oder 

2. eine Kündigung vor Erhalt der ersten Lieferung ausgeschlossen sein soll, 

wie geschehen gemäß Screenshots nach Anlage K3 (Seite 8). 

IV. Der Beklagten wird weiter untersagt, Verbraucher, die mit der Beklagten im Internet ei- 
nen entgeltlichen Vertrag über die wiederkehrende Belieferung von schnell verderblichen 
Lebensmitteln geschlossen haben, für den Fall, dass dem Verbraucher in Bezug auf die- 
sen Vertrag ein Widerrufsrecht nach 5 312g Abs. 2 Nr. 2 BGB nicht zusteht, nicht in klarer 
und verständlicher Weise darüber zu informieren, dass der Verbraucher seine Willenser- 
klärung in Bezug auf den Kauf der von der Beklagten gelieferten Lebensmittel nicht wider- 
rufen könne, wie unterblieben im Bestellverlauf gemäß Screenshots nach Anlage K3 und 
Anlage K4. 

V. Der Beklagten wird weiter untersagt, gegenüber einem Verbraucher, der einen mit der 
Beklagten geschlossenen Vertrag über die entgeltpflichtige regelmäßige Belieferung von 
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Lebensmitteln fristgerecht mit Wirkung für den nächstmöglichen Lieferzeitpunkt gekündigt 
hat, wie geschehen gemäß E-Mails vom 16.07.2020 und vom 19.07.2020 (Anlagen K9 und 
K1 1 ), gleichwohl über das ursprünglich gewählte Zahlungsmittel (PayPal) eine Abbuchung 
als Vergütung für weitere Lieferungen vorzunehmen und/oder vornehmen zu lassen, wie 
ersichtlich aus der Zahlungsbestätigung des Zahlungsdienstleister PayPal vom 
03.08.2020 (Anlage K12). 

VI. Der Beklagten wird weiter untersagt, an Verbraucher Werbung per E-Mail mit dem In- 
halt zu versenden, wie ersichtlich aus der E-Mail vom 03.08.2020 (Anlage K 16), wenn der 
Verbraucher in den Erhalt einer solchen Werbe-E-Mail zuvor nicht ausdrücklich eingewil- 
ligt hat. 

VII. Der Beklagten wird fürjeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen eines der in 
Ziffern l. bis Vi. enthaltenen Verbote ein Ordnungsgeld von bis zu € 250.000,00 (ersatzwei- 
se Ordnungshaft bis zu 6 Wochen) bzw. Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu vollstrecken 
an den Vorstandsmitgliedern der Komplementärin der Beklagten, angedroht. 

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung des Klägers zurückzuweisen. 

Die Beklagte wendet sich mit der von ihr eingelegten Berufung gegen das landgerichtliche Ur- 

teil, soweit dieses eine Verurteilung der Beklagten im Tenor zu |.2 bis |.6. enthält. Sie rügt im We- 

sentlichen, dass das Landgericht den Tenor l.2. zu weit gefasst und nicht auf die geprüfte Verlet- 

zungshandlung beschränkt habe. Zudem sei die Beklagte der lnformationspflicht nachgekommen; 

ausreichend sei es, dass ein Teil der Informationen über einen Link auf die Allgemeinen Ge- 

schäftsbedingungen erteilt würden. Dem Verbraucher sei überdies bewusst, dass er einen ent- 

geltlichen Abonnementvertrag abschließe. Das Unterlassungsgebot sei des Weiteren auch im 

Tenor zu l.3. zu weit gefasst und das Landgericht habe zu Unrecht eine lrreführung angenom- 

men; es gelte im Hinblick auf die von den Allgemeinen Geschäftsbedingungen abweichende An- 

gabe der Kündigungsfrist der Vorrang der Individualabrede. Soweit die Beklagte im Tenor zu l.4. 

verurteilt worden sei, seien der Klageantrag (sowie darauf aufbauend das Unterlassungsgebot) 

zu unbestimmt und es bestehe auch keine lnformationspflicht der Beklagten; @ 312d Abs. 1 BGB 

sei gemäß 5 312 Abs. 2 Nr. 8 BGB nicht anwendbar, und aus Art. 246a @ 4 Abs. 3 EGBGB folge, 

dass nicht jede Information abgebildet sein müsse. Das Landgericht habe auch zu Unrecht einen 

Unterlassungsanspruch angenommen, soweit sich der Kläger gegen die Mitteilung des Zahlungs- 

dienstleisters PayPal (Anlage K 12; Tenor zu |.5.) wende; es handele sich nicht um eine lrrefüh- 

rende Zahlungsaufforderung und zudem scheide eine Zurechnung zulasten der Beklagten aus. 

Schließlich habe das Landgericht auch im Hinblick auf die beanstandete Werbung der Beklagten 

(Anlage K 16; Tenor zu |.6.) zu Unrecht einen Unterlassungsanspruch angenommen, obwohl es 

sich um Bestandskundenwerbung im Sinne von 5 7 Abs. 3 UWG handele. 
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Die Beklagte beantragt, 

unter Abänderung des Urteils des Landgerichts Berlin vom 18. März 2021 - 52 0 327/20 - 
die Klage auch abzuweisen, soweit die Beklagte mit dem erstinstanzlichen Urteil im Tenor 
zu l.2. bis einschließlich |.6. zur Unterlassung verurteilt wurde. 

Der Kläger beantragt, 

die Berufung der Beklagten zurückzuweisen. 

Er verteidigt das landgerichtliche Urteil, soweit sich die Berufung der Beklagten dagegen rich- 

tet, nach Maßgabe der Berufungsenrviderung. 

Die Rechtsmittel der Parteien sind zulässig, insbesondere form- und fristgerecht eingelegt 

und begründet worden (vgl. @ 517, 5 519 Abs. 1 und 2, 5 520 Abs. 2 und 3 ZPO). Die Berufung 

des Klägers ist begründet, die Berufung der Beklagten ist nur teilweise begründet. 

Die Berufung des Klägers, die sich zunächst gegen die Abweisung der mit dem Tenor zu H.  

lediglich teilweise stattgegebenen Klage richtet, hat in der Sache Erfolg. Das Landgericht hat die 

Klage insoweit zu Unrecht teilweise abgewiesen. 

1. Richtig ist jedoch der Ausgangspunkt des Landgerichts, das den als Anlage K 4 in den 

Prozess eingeführten Teil des Bestellprozesses bei der Beklagten, nämlich das bei Vemendung 

der Zahlungsoption „PayPal“ sich öffnende Fenster und die erforderliche Benutzung der Schaltflä- 

che „Zustimmen und weiter“ einer gesonderten Prüfung unterzogen hat. Der Kläger hat nämlich 

die bei einem Bestellvorgang bei der Beklagten zu betätigenden Schaltflächen „BESTELLUNG 

AUFGEBE “ (Anlage K 3) bzw. „Zustimmen und weiter“ (Anlage K 4) in den Unterlassungsan- 

trag aufgenommen und durch „und/oder“ miteinander verbunden. Greift eine Klageparteiver- 

schiedene Angaben der beklagten Partei an und nimmt sie verbunden mit „und/oder“ in ihren Un- 

terlassungsantrag auf, macht sie durch diese Art der Verbindung in der Regel deutlich, dass sie 

die einzelnen Angaben nicht nur in ihrer Kombination zur Überprüfung stellt, sondern auch für 

sich genommen (BGH, Urteil vom 2. Juni 2022 - I ZR 93/21, NJW 2022, 3638 [iuris Rn. 64] - 7 x 

mehr); die Angaben sind dann nicht in ihrer Kombination („und“), sondern selbständig, also je- 
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weils für sich genommen („oder"), zur Überprüfung gestellt (vgl. BGH, Urteil vom 21. Dezember 

2023 - I ZR 24/23, GRUR 2024, 476 [juris Rn. 21] - Corona—Prophylaxe). Dass dies anders ge- 

wollt war, ergibt sich auch nicht aus der Klageschrift, die zur Auslegung des Antrags herangezo- 

gen werden kann. 

2. Die so verstandene Klage ist bezogen auf die gesondert zur Überprüfung gestellte Schalt- 

fläche „Zustimmen und weiter“ entgegen der Ansicht des Landgerichts begründet. 

a) Der Anspruch folgt aber nicht, wie das Landgericht annimmt, aus 5 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3, 

5 3 Abs. 1, 5 3a UWG i.V.m. @ 312j Abs. 3 Satz 2 BGB, sondern aus 5 8 Abs. 1, 5 3 Abs. 1 UWG 

i.V.m. @ 5a Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 UWG aF bzw. 5 5a Abs. 1, @ 5b Abs. 4 UWG nF. 

aa) Der Bundesgerichtshof hat - allerdings erst nach Erlass des erstinstanzlichen Urteils - 

seine bisherige Rechtsprechung, nach der sich die Unlauterkeit des Verstoßes gegen Informati- 

onspflichten in Bezug auf kommerzielle Kommunikation sowohl aus dem Rechtsbruchtatbestand 

nach 5 3a UWG als auch unter dem Gesichtspunkt des Vorenthaltens einer wesentlichen Infor- 

mation gemäß 5 5a UWG ergeben konnte, aufgegeben. In Fällen der Verletzung einer Informati- 

onspflicht in Bezug auf kommerzielle Kommunikation ist die Unlauterkeit einer geschäftlichen 

Handlung allein nach 5 5a Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 UWG aF und nach 5 5a Abs. 1, 5 5b Abs. 4 

UWG nF zu beurteilen (vgl. BGH, Urteil vom 7. April 2022 - I ZR 143/19, BGHZ 233, 193 [juris Rn. 

16 und 231 - Knuspermüsli Il; Urteil vom 19. Mai 2022 - I ZR 69/21, GRUR 2022, 1163 Üuris Rn. 

60] - Grundpreisangabe im Internet; Urteil vom 10. November 2022 - I ZR 241/19, GRUR 2022, 

1832 [juris Rn. 161 - Herstellergarantie IV; Urteil vom 26. Oktober 2023 - I ZR 176/19, GRUR 2023, 

1704 [juris Rn. 18] - Zigarettenausgabeautomat Ill). Unter dem Begriff „kommerzielle Kommunika- 

tion“ sind alle Formen der Kommunikation zu verstehen, die der unmittelbaren oder mittelbaren 

Förderung des Absatzes von Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds eines Un- 

ternehmens, einer Organisation oder einer natürlichen Person dienen, die eine Tätigkeit in Han- 

del, Gewerbe oder Handwerk oder einen reglementierten Beruf ausübt. Mangels Förderung des 

Produktabsatzes oder des unternehmerischen Erscheinungsbilds zählen zur kommerziellen 

Kommunikation aber grundsätzlich nicht Informationspflichten, die anderen Zwecken dienen oder 

im Zuge des Vertragsschlusses oder bei der Vertragsabwicklung zu erfüllen sind (vgl. BGH, Be- 

schluss vom 10. Februar 2022 - I ZR 38/21, GRUR 2022, 500 [iuris Rn. 65 und 66] - Zufrieden- 

heitsgarantie). 

bb) Die Pflicht des 5 312] Abs. 3 Satz 2 BGB betrifft eine Informationspflicht in Bezug auf 
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kommerzielle Kommunikation. Der Bundesgerichtshof hat etwa zu der Informationspflicht gemäß 

@ 312d Abs. 1 Satz 1 BGB, Art. 246a @ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 EGBGB aF entschieden, dass diese 

Vorschriften die kommerzielle Kommunikation betreffen, weil die danach vorgeschriebenen Infor- 

mationen dem Verbraucher vor Abgabe von dessen Vertragserklärung zur Verfügung zu stellen 

sind (& 312d Abs. 1 Satz 1 BGB, Art. 246a @ 4 Abs. 1 EGBGB) und daher der Förderung des Pro- 

duktabsatzes dienen, mit der Folge, dass ein Verstoß gegen die in @ 312d Abs. 1 Satz 1 BGB, 

Art. 246a @ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 EGBGB aF festgehaltene Informationspflicht eine Unlauterkeit 

daher allein nach 5 5a UWG begründen kann (vgl. dazu BGH, Urteil vom 10. November 2022 - I  

ZR 241/19, NJW 2023, 1648 [juris Rn. 17] - Herstellergarantie IV). Eine andere Betrachtung ist bei 

der Pflicht des 5 312] Abs. 3 BGB nicht angezeigt. Nach dieser Vorschrift muss der Unternehmer, 

wenn ein Fernabsatzvertrag auf elektronischem Wege durch einen Bestellvorgang geschlossen 

wird und mit einer Zahlungsverpflichtung des Verbrauchers verbunden ist, diesem u.a. ausdrück- 

lich darüber informieren, dass er durch die Bestellung eine Zahlungsverpflichtung eingeht (vgl. 

EuGH, Urteil vom 30. Mai 2024 - C-400/22, WRP 2024, 792 [iuris Rn. 44] - VT u.a./Conny). Die In- 

formation ist dem Verbraucher vor Abgabe von dessen Vertragserklärung zur Verfügung zu stel- 

len; sie dient damit - wie die Pflichten des 5 312d Abs. 1 Satz 1 BGB - der Förderung des Pro- 

duktabsatzes. 

In der Sache ergäbe sich allerdings keine andere Beurteilung, wenn man - wie das Landge- 

richt - den Anspruch auf 5 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3, 5 3 Abs. 1, 5 3a UWG i.V.m. @ 312] Abs. 3 Satz 

2 BGB stützt. 

b) Der auf Wiederholungsgefahr gestützte Unterlassungsanspruch ist zudem nur begründet, 

wenn das beanstandete Verhalten sowohl nach dem zum Zeitpunkt seiner Vornahme geltenden 

Recht wettbewerbswidrig war als auch nach dem zur Zeit der Entscheidung des Berufungsge- 

richts geltenden Recht wettbewerbswidrig ist (st. Rspr.; vgl. zur vergleichbaren Situation im Revi- 

sionsverfahren etwa BGH, Urteil vom 24. Februar 2022 - I ZR 128/21, GRUR 2022, 729 [juris Rn. 

10] - Zweitmarkt für Lebensversicherungen II, mwN). Für die im Streitfall maßgebliche Beurteilung 

ist aber keine in der Sache relevante Veränderung eingetreten. 

aa) Die Vorschrift des 5 5a UWG ist durch das Gesetz zur Stärkung des Verbraucherschut- 

zes im Wettbewerbs- und Gewerberecht vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3504) mit Wirkung 

vom 28. Mai 2022 geändert worden. Die bisherige Bestimmung in 5 5a Abs. 2 Satz 1 UWG aF 

zum Vorenthalten einer wesentlichen Information gegenüber einem Verbraucher ist nunmehr in- 

soweit inhaltsgleich in 5 5a Abs. 1 UWG nF enthalten. Die bisherige Regelung in @ 5a Abs. 4 
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UWG aF zur Wesentlichkeit einer dem Verbraucher nach unionsrechtlichen Vorschriften zu ertei- 

lenden Information findet sich nun ohne inhaltliche Änderung in 5 5b Abs. 4 UWG nF (BGH, Urteil 

vom 10. November 2022 - I ZR 241/19, NJW 2023, 1648 [juris Rn. 19] - Herstellergarantie IV). 

bb) Für die im Streitfall maßgebliche Beurteilung ist auch im Übrigen keine in der Sache rele- 

vante Veränderung eingetreten; @ 312] Abs. 3 Satz 1 BGB hat durch die Neufassung der Vor- 

schrift mit Wirkung zum 28. Mai 2022 keine Änderungen erfahren. 

c) Die Voraussetzungen des Unterlassungsanspruchs sind erfüllt. 

aa) Gemäß 5 5a Abs. 2 Satz 1 UWG aF handelt unlauter, wer im konkreten Fall unter Be- 

rücksichtigung aller Umstände dem Verbraucher eine wesentliche Information vorenthält, (Nr. 1) 

die der Verbraucher je nach den Umständen benötigt, um eine informierte geschäftliche Ent- 

scheidung zu treffen, und (Nr. 2) deren Vorenthalten geeignet ist, den Verbraucher zu einer ge- 

schäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte. Nach 5 5a 

Abs. 1 UWG nF handelt unlauter, wer einen Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer irreführt, 

indem er ihm eine wesentliche Information vorenthält, (Nr. 1) die der Verbraucher oder der sonsti- 

ge Marktteilnehmer nach den jeweiligen Umständen benötigt, um eine informierte geschäftliche 

Entscheidung zu treffen, und (Nr. 2) deren Vorenthalten dazu geeignet ist, den Verbraucher oder 

den sonstigen Marktteilnehmer zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er an- 

dernfalls nicht getroffen hätte. Gemäß 5 5a Abs. 4 UWG aF und 5 5b Abs. 4 UWG nF gelten als 

wesentlich im Sinne des 5 5a Abs. 2 UWG aF beziehungsweise des 5 5a Abs. 1 UWG nF auch 

Informationen, die dem Verbraucher aufgrund unionsrechtlicher Verordnungen oder nach Rechts- 

vorschriften zur Umsetzung unionsrechtlicher Richtlinien für kommerzielle Kommunikation ein- 

schließlich Werbung und Marketing nicht vorenthalten werden dürfen. 

Die Vorschriften der 5 5a Abs. 2 Satz 1 UWG aF, @ 5a Abs. 1 UWG nF dienen der Umset- 

zung von Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2005/29/EG über unlautere Geschäftspraktiken von Unter- 

nehmen gegenüber Verbrauchern im Binnenmarkt. Danach gilt eine Geschäftspraxis als irrefüh- 

rend, wenn sie im konkreten Fall unter Berücksichtigung aller tatsächlichen Umstände und der 

Beschränkungen des Kommunikationsmediums wesentliche Informationen vorenthält, die der 

durchschnittliche Verbraucherje nach den Umständen benötigt, um eine informierte geschäftliche 

Entscheidung zu treffen, und die somit einen Durchschnittsverbraucher zu einer geschäftlichen 

Entscheidung veranlasst oder zu veranlassen geeignet ist, die er sonst nicht getroffen hätte. 

Art. 7 Abs. 5 der Richtlinie 2005/29/EG, auf dessen Grundlage @ 5a Abs. 4 UWG aF, @ 5b Abs. 4 
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nF erlassen wurden, bestimmt, dass die im Unionsrecht festgelegten Informationsanforderungen 

in Bezug auf kommerzielle Kommunikation einschließlich Werbung oder Marketing, auf die in der 

nicht erschöpfenden Liste des Anhangs II der Richtlinie vemiesen wird, als wesentlich gelten (vgl. 

zum Ganzen BGH, Urteil vom 26. Oktober 2023 — I ZR 176/19 GRUR 2023, 1704 [juris Rn. 20] - 

Zigarettenausgabeautomat Ill; Urteil vom 19. Mai 2022 - I ZR 69/21, GRUR 2022, 1163 [juris Rn. 

57] - Grundpreisangabe im Internet; jeweils mwN). 

bb) Die Beklagte hat wesentliche Informationen in diesem Sinne vorenthalten. Zu Unrecht 

verneint das Landgericht in Bezug auf den in der Anlage K 4 abgebildeten Vorgang einen Verstoß 

gegen @ 312] Abs. 3 Satz 2 BGB. 

(1) Nach @ 312] Abs. 3 Satz 1 BGB hat der Unternehmer die Bestellsituation bei einem zah- 

lungspflichtigen Verbrauchervertrag im elektronischen Geschäftsverkehr im Sinne des @ 312j 

Abs. 2 BGB so zu gestalten, dass der Verbraucher mit seiner Bestellung ausdrücklich bestätigt, 

dass er sich zu einer Zahlung verpflichtet. Erfolgt die Bestellung über eine Schaltfläche, ist nach 

@ 312j Abs. 3 Satz 2 BGB diese Pflicht des Unternehmers nur erfüllt, wenn diese Schaltfläche gut 

lesbar mit nichts anderem als den Wörtern „zahlungspflichtig bestellen“ oder mit einer entspre- 

chenden eindeutigen Formulierung beschriftet ist. Der Begriff der „Schaltfläche“ im Sinne des 

@ 312] Abs. 3 Satz 2 BGB ist weit zu verstehen und erfasst jedes grafische Bedienelement, das 

es dem Anwender erlaubt, eine Aktion in Gang zu setzen oder dem System eine Rückmeldung 

zu geben (vgl. MüKoBGBNVendehorst, 9. Aufl. 2022, @ 312] Rn. 25; vgl. auch BT-Drucks. 17/7745 

S. 11). Allerdings erfasst der Anwendungsbereich der Vorschrift nur die unmittelbare Bestellsitua- 

tion, also den Moment vor Abgabe der Willenserklärung durch den Verbraucher (vgl. 

MüKoBGB/Wendehorst, 9. Aufl. 2022, @ 312] Rn. 22; Staudinger/Thüsing, BGB [2019], @ 312j, Rn. 

17). Denn der Abschluss eines Bestellvorgangs, der eine Zahlungsverpflichtung des Verbrau- 

chers zur Folge hat, ist ein wesentlicher Schritt, da er impliziert, dass der Verbraucher damit ein- 

verstanden ist, nicht nur an den Fernabsatzvertrag, sondern auch an die Zahlungsverpflichtung 

gebunden zu sein; es ist gerade die Aktivierung einer Schaltfläche oder einer ähnlichen Funktion 

zum Abschluss der Bestellung, die eine Erklärung des Verbrauchers dahin beinhaltet, dass er un- 

widerruflich damit einverstanden ist, an eine Zahlungsverpflichtung gebunden zu sein (vgl. EuGH, 

Urteil vom 30. Mai 2024 - C-400/22, WRP 2024, 792 [juris Rn. 481 - VT u.a./Conny). Die in @ 312j 

Abs. 3 BGB normierte Pflicht dient dem Zweck, dem Verbraucher in der Bestellsituation, also in 

unmittelbarem räumlichem und funktionalem Zusammenhang mit der Abgabe der rechtlich ver- 

bindlichen Vertragserklärung, vor Augen zu führen, dass er eine solche Erklärung abgibt und dass 

diese eine Zahlungspflicht begründet (BGH, Urteil vom 4. Juni 2024 - X ZR 81/23, WM 2024, 1376 
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[iuris Rn. 26]). 

(2) Danach stellt der mit der Anlage K 4 beschriebene Button „Zustimmen und weiter" eine 

Schaltfläche im Sinne des 5 312] Abs. 3 Satz 2 BGB dar. Richtig ist zwar, dass in dem Bestell- 

prozess durch das Betätigen der ersten Schaltfläche „BESTELLUNG AUFGEBEN“ die auf Ab- 

schluss des Vertrages gerichtete Willenserklärung abgegeben werden soll. Das Landgericht 

übersieht bei seiner Betrachtung allerdings, dass jedenfalls bei Auswahl der Zahlungsoption 

„PayPal“ nach dem von dem Kläger vorgetragenen und unstreitig gebliebenen Bestellvorgang, so 

wie dieser mit den Anlagen K 3 und K 4 beschrieben wird, die Bestellung allein durch das Betäti- 

gen der Schaltfläche „BESTELLUNG AUFGEBEN“ überhaupt nicht ausgelöst, eine Willenser- 

klärung damit nicht abgegeben wird. Hierzu bedarf es zwingend der weiteren Betätigung der 

Schaltfläche „Zustimmen und weiter“, so dass allein Letztere von Relevanz ist. Sind nämlich in 

dem unmittelbaren Bestellprozess mehrere Schaltflächen zu betätigen, ist 5 312] Abs. 3 Satz 2 

BGB nur hinsichtlich der letzten anzuwenden (vgl. MüKoBGBNVendehorst, 9. Aufl. 2022, 5 312] 

Rn. 22; Schirmbacher in Spindler/Schuster, Recht der elektronischen Medien, 4. Aufl. 2019, 

5 312] BGB Rn. 55 mwN), weil diese letztlich den Bestellprozess - wie hier - erst auslöst. 

Dieses Ergebnis steht im Einklang mit den Zielen, die Art. 8 Abs. 2 Unterabs. der Richtlinie 

2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 (sog. Verbrau- 

cherrechterichtlinie) als unionsrechtliche Grundlage des 5 312] Abs. 3 BGB verfolgt. Nach dem 

vägungsgrund 39 der Verbraucherrechterichtlinie soll sichergestellt werden, dass Verbraucher 

bei Fernabsatzverträgen, die über Webseiten abgeschlossen werden, den Zeitpunkt erkennen, zu 

dem sie gegenüber dem Unternehmer eine Zahlungsverpflichtung eingehen (vgl. dazu EuGH, Ur- 

teil vom 30. Mai 2024 - C-400/22, WRP 2024, 792 [iuris Rn. 50] - VT u.a./Conny); aus diesem 

Grunde sollte die Aufmerksamkeit der Verbraucher durch eine unmissverständliche Formulierung 

auf die Tatsache gelenkt werden, dass die Abgabe der Bestellung eine Zahlungsverpflichtung ge- 

genüber dem Unternehmer zur Folge hat. Nach dem vorgetragenen und anhand der Anlagen K 3 

und K 4 geschilderten Sachverhalt wird die Zahlungsverpflichtung jedenfalls bei der Zahlungsopti- 

on „PayPal“ erst durch das Betätigen der Schaltfläche „Zustimmen und weiter" ausgelöst. 

Entgegen der Ansicht der Beklagten kommt es auch nicht darauf an, dass diese Schaltfläche 

zu der Zahlungsabwicklung des Finanzdienstleisters PayPal gehört und nicht den auf Abschluss 

des Vertrages gerichtete Willenserklärung betrifft, sondern die Autorisierung von Zahlungen von 

PayPal an die Beklagte. Denn im Rahmen von 5 312] Abs. 3 Satz 2 BGB ist allein entscheidend, 

dass die Zahlungsabwicklung derart in den Bestellvorgang eingebunden wurde, dass in techni- 
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scher Hinsicht erst die Betätigung der Schaltfläche „Zustimmen und weiter“ die eigentliche Be- 

stellung auslöst. Dies wiederum geht auf die Beklagte und den von ihr vorgegebenen Bestellvor- 

gang zurück; sie könnte beispielsweise ohne weiteres die Zahlungsabwicklung vorverlagern und 

die zur Bestellung erforderliche Schaltfläche - mit der richtigen Bezeichnung - erst im Anschluss 

zur Betätigung freigeben. 

cc) Die durch @ 312j Abs. 3 BGB ins nationale Recht umgesetzte lnformationspflicht des 

Art. 8 Abs. 2 der Verbraucherrechterichtlinie stellt zugleich eine wesentliche lnformationspflicht im 

Sinne von 5 5a Abs. 4 UWG aF, @ 5b Abs. 4 nF dar. Die Vorschrift ist zwar in der nicht erschöp- 

fenden Liste des Anhangs II der Richtlinie 2005/29/EG nicht enthalten. Sie ist aber Teil eines Me- 

chanismus, der auf einem Bündel von Bestimmungen beruht, die, wie aus Art. 1 der Verbraucher- 

rechterichtlinie im Licht ihrer Enzvägungsgründe 4, 5 und 7 hervorgeht, darauf abzielen, dadurch 

ein hohes Verbraucherschutzniveau sicherzustellen, dass die Information und die Sicherheit der 

Verbraucher bei Geschäften mit Unternehmern garantiert wird (vgl. EuGH, Urteil vom 30. Mai 

2024 - C-400/22, WRP 2024, 792 [juris Rn. 49] - VT u.a./Conny). Es handelt sich auch um eine 

Information, die der Verbraucher benötigte, um eine informierte geschäftliche Entscheidung zu 

treffen, und deren Vorenthalten geeignet war, den Verbraucher zu einer geschäftlichen Entschei- 

dung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte. Dass dies - abweichend vom Regel- 

fall - anders zu beurteilen ist, kann dem Vortrag der Beklagten nicht entnommen werden; sie trifft 

insoweit eine sekundäre Darlegungslast (vgl. BGH, Urteil vom 28. März 2019 - I ZR 85/18, GRUR 

2019, 641 [juris Rn. 31] - Kaffeekapseln; Urteil vom 19. Mai 2022 - I  ZR 69/21, GRUR 2022, 1163 

[juris Rn. 59] - Grundpreisangabe im Internet; jeweils mwN). 

dd) Die Wiederholungsgefahr als Voraussetzung für die Zuerkennung eines Unterlassungs- 

anspruchs gemäß 5 8 Abs. 1 Satz 1 UWG liegt ebenfalls vor; sie wird aufgrund der begangenen 

Wettbewerbsverstöße vermutet (vgl. etwa BGH, Urteil vom 25. April 1991 - I ZR 134/90, 

NJW 1991, 3029 [juris Rn. 21] - Anzeigenrubrik l). Umstände, aus denen sich ergeben könnte, 

dass die tatsächliche Vermutung entfallen ist, sind weder vorgetragen worden noch sonst erkenn- 

bar. 

Die Berufung des Klägers ist auch begründet, soweit sie sich gegen die Abweisung der mit 

dem Tenor zu l.2. lediglich teilweise stattgegebenen Klage richtet. Die Berufung der Beklagten ist, 

soweit sie sich gegen das im Tenor zu l.2. Ausgesprochene Unterlassungsgebot wendet, dage- 
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gen unbegründet. 

1. Der Unterlassungsantrag ist - entgegen der Ansicht der Beklagten - hinreichend bestimmt 

im Sinne von 5 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. 

a) Nach 5 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO darf ein Unterlassungsantrag - und nach 5 313 Abs. 1 Nr. 4 

ZPO eine darauf beruhende Verurteilung - nicht derart undeutlich gefasst sein, dass der Streitge- 

genstand und der Umfang der Prüfungs- und Entscheidungsbefugnis des Gerichts nicht klar um- 

rissen sind, der Beklagte sich deshalb nicht erschöpfend verteidigen kann und im Ergebnis dem 

Vollstreckungsgericht die Entscheidung darüber überlassen bleibt, was dem Beklagten verboten 

ist. Eine hinreichende Bestimmtheit ist für gewöhnlich gegeben, wenn eine Bezugnahme auf die 

konkrete Verletzungshandlung erfolgt oder die konkret angegriffene Verletzungsform antragsge- 

genständlich ist und der Klageantrag zumindest unter Heranziehung des Klagevortrags unzwei- 

deutig erkennen lässt, in welchen Merkmalen des angegriffenen Verhaltens die Grundlage und der 

Anknüpfungspunkt für den Wettbewerbsverstoß und damit das Unterlassungsgebot liegen soll 

(st. Rspr.; vgl. BGH, Urteil vom 8. November 2018 - I ZR 108/17, GRUR 2019, 627 Üuris Rn. 15] - 

Deutschland-Kombi; Urteil vom 14. Juli 2022 - I ZR 97/21, NJW 2022, 3213 [juris Rn. 12] - dort- 

mund.de; Urteil vom 13. Juli 2023 - I ZR 152/21, NJW 2023, 3361 [iuris Rn. 9] - muenchen.de). 

b) Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist der Unterlassungsantrag zu II. - und die dar- 

auf beruhende Verurteilung im Tenor zu l.2. - als hinreichend bestimmt anzusehen. Der von dem 

Kläger gestellte Antrag nimmt mit der Formulierung „wie unterb/ieben im Bestellverlauf gemäß 

Screenshots nach Anlage K 3 und K 4“ auf die konkrete Verletzungsform Bezug; der Kläger 

beanstandet den dort dargestellten Bestellverlauf und stellt in der Klageschrift klar, in welchen 

Merkmalen des angegriffenen Verhaltens die Grundlage und der Anknüpfungspunkt für den Wett- 

bewerbsverstoß und damit das Unterlassungsgebot liegen soll (vgl. Klageschrift Seite 15 f.); er 

rügt eine Verletzung der lnformationspflicht des 5 312] Abs. 2 BGB und insbesondere eine fehlen- 

de Information über den Vertragstyp (hier Abschluss eines Abonnementsvertrags) und benennt 

einzelne Informationen, die das Charakteristische der verletzten lnformationspflichtwiedergege- 

ben. Es sollen nur solche Handlungen untersagt werden, die in gleicher Weise wie die angegriffe- 

ne konkrete Verletzungsform (einschließlich kerngleicher Abwandlungen) Informationen vermis- 

sen lassen (vgl. auch OLG Frankfurt, Urteil vom 10. Januar 2019 - 6 U 19/18, GRUR-RR 2019, 

267 [juris Rn. 19]). Durch die Bezugnahme auf die konkrete Verletzungsform ergibt sich, welches 

tatsächliche Verhalten Gegenstand der Beanstandung ist; vor diesem Hintergrund bedurfte es der 

weiteren abstrakten Beschreibung im Antrag schon nicht (vgl. Zur Überbestimmung etwa jüngst 
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BGH, Urteil vom 29. Mai 2024 - I ZR 43/23, BB 2024, 1409 [iuris Rn. 41] - Hydra Energy; vgl. auch 

BGH, Urteil vom 25. Juni 2020 - I ZR 96/19, GRUR 2020, 1226 [iuris Rn. 30] - LTE-Geschwindig- 

keit). Schon aus diesem Grund musste das Landgericht - entgegen der Auffassung der Beklag- 

ten - auch nicht auf jeden einzelnen Punkt des Antrages eingehen und insoweit einen Verstoß 

feststellen. Hinzu kommt, dass eine Verletzungshandlung die Vermutung derWiederholungsge- 

fahr nicht nur für die identische Verletzungsform, sondern für alle im Kern gleichartigen Verlet- 

zungshandlungen begründet (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Urteil vom 23. Januar 2024 - I ZR 147/22, 

NJW-RR 2024, 391 [iuris Rn. 50] - Eindrehpapier, mwN); ein Unterlassungstitel erstreckt sich da- 

her im allgemeinen nicht nur auf identische, sondern auf alle Handlungen, die gleichfalls das Cha- 

rakteristische der verletzenden Handlung aufweisen (vgl. etwa BGH, Urteil vom 29. April 2010 - I 

ZR 202/07, [juris Rn. 45] - Erinnerungswerbung im Internet; Urteil vom 10. Juli 1997 - I ZR 62/95, 

GRUR 1998, 483 [iuris Rn. 26] - Der M.-Markt packt aus). Daher können nach der Rechtspre- 

chung des Bundesgerichtshofs Ansprüche auf Unterlassung über die konkrete Verletzungshand- 

lung hinaus gegeben sein, soweit in der erweiterten Form das Charakteristische der Verletzungs- 

handlung noch zum Ausdruck kommt (vgl. BGH, Urteil vom 23. Januar 2024 - I ZR 147/22, 

NJW-RR 2024, 391 Üuris Rn. 50] - Eindrehpapier). In diesem Sinne ist auch der Hinweis in der 

„Segelanweisung“ der von der Beklagten zitierten Entscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH, 

Beschluss vom 15. Dezember 2016 - I ZR 241/15, GRUR 2017, 295 [iuris Rn. 20] - Entertain) zu 

verstehen. Hiervon ausgehend wird in dem Antrag und in dem Tenor des landgerichtlichen Urteils 

lediglich das Charakteristische der verletzten lnformationspflicht wiedergegeben; das Landgericht 

musste auch aus diesem Grund nicht zu jedem einzelnen Punkt einen Verstoß feststellen. 

2. Zutreffend nimmt das Landgericht auch einen Unterlassungsanspruch an. Dieser folgt 

aber nicht aus 5 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3, 5 3 Abs. 1, 5 3a UWG i.V.m. @ 312] Abs. 2 BGB, Art. 246a 

@ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EGBGB, sondern aus 5 8 Abs. 1, 5 3 Abs. 1 UWG i.V.m. @ 5a Abs. 2 

Satz 1 und Abs. 4 UWG aF bzw. @ 5a Abs. 1, 5 5b Abs. 4 UWG nF. (so; die dortigen Ausführun- 

gen gelten für die lnformationspflichten des 5 312] Abs. 2 BGB entsprechend); die Regelung in 

5 312] Abs. 2 BGB hat durch das Gesetz zur Stärkung des Verbraucherschutzes im Wettbe- 

werbs- und Gewerberecht vom 10. August 2021 keine im Streitfall relevante Änderung erfahren, 

und die Beklagte hat auch insoweit wesentliche Informationen in diesem Sinne von 5 5a Abs. 1 

UWG nF vorenthalten. 

a) Bei einem Verbrauchervertrag im elektronischen Geschäftsverkehr, der den Verbraucher 

zur Zahlung verpflichtet, muss der Unternehmer gemäß 5 312] Abs. 2 BGB dem Verbraucher u.a. 

die Informationen gemäß Artikel 246a @ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EGBGB, unmittelbar bevor der Ver- 
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braucher seine Bestellung abgibt, klar und verständlich in hervorgehobener Weise zur Verfügung 

stellen. Hierzu zählen die wesentlichen Eigenschaften der Waren oder Dienstleistungen in dem 

für das Kommunikationsmittel und für die Waren und Dienstleistungen angemessenen Umfang 

(Art 246a @ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EGBGB). Erforderlich sind solche Angaben, die der Verbraucher 

benötigt, um eine informierte Vertragsentscheidung zu treffen. Dazu gehört insbesondere auch 

eine Angabe über den Vertragstyp (vgl. BeckOGK/Busch, EGBGB [1.7.2023], Art. 246a @ 1 Rn. 7; 

Beck0K BGB/Martens [1.5.2024], Art. 246 EGBGB Rn. 11). 

Die erforderliche Information muss sich in unübersehbarer Weise vom übrigen Text und den 

sonstigen Gestaltungselementen abheben und sie darf nicht im Gesamtlayout des lnternetauftritts 

oder dem sonstigen Online—Angebot untergehen; Schriftgröße, Schriftart und Schriftfarbe müssen 

so gewählt sein, dass die Information nicht versteckt, sondern klar und einfach erkennbar sind, 

und die Darstellung muss im Wesentlichen auf das Erforderliche beschränkt bleiben, soll sich 

von sonstigen Informationen deutlich absetzen und gut erfassbar sein. Die Angaben müssen in 

ihrem Aussagegehalt unmissverständlich sowie sprachlich klar und eindeutig formuliert sein; sie 

dürfen keine vemirrenden oder ablenkenden Zusätze enthalten (vgl. BT-Drucks. 17/7745, S. 11). 

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist es nicht ausreichend, wenn die im Rahmen des @ 312j 

Abs. 2 BGB erforderliche Information erst über einen gesonderten Link erreichbar ist (vgl. OLG 

Nürnberg, Urteil vom 29. Mai 2020 - 3 U 3878/19, MMR 2021, 348 [iuris Rn. 49]; OLG München, 

Urteil vom 31. Januar 2019 - 29 U 1582/18, GRUR-RR 2019, 265 [juris Rn. 31]; jeweils mwN); 

hierdurch würde das durch diese Vorschrift bezweckte hohen Verbraucherschutzniveau (vgl. Da- 

zu etwa EuGH, Urteil vom 30. Mai 2024 - C-400/22, WRP 2024, 792 [iuris Rn. 49] - VT u.a./Con- 

ny) nicht erreicht werden. 

b) Dieser Pflicht ist die Beklagte nicht nachgekommen. Den Anlagen K 3 und K 4 kann nicht 

entnommen werden, dass der Verbraucher, unmittelbar bevor er seine Bestellung abgibt, klar und 

verständlich in hervorgehobener Weise darüber informiert wird, einen Abonnement- bzw. Sukzes- 

sivliefervertrag abzuschließen; es fehlt ein ausdrücklicher Hinweis auf den Vertragstyp, und die 

Angabe, es handele sich um einen „wöchentlich flexible[n] Service, der immer bis Dienstag 

23:59 Uhr geändert, pausiert oder ohne Mindestlaufzeit für die darauffolgende Lieferung 

gekündigt werden kann“, stellt bereits deshalb keine ausreichende Information in diesem Sinne 

dar, weil sie nicht von sonstigen Informationen deutlich abgesetzt und gut erfassbar ist. Unerheb- 

Iich ist dagegen, dass der Verbraucher an anderer Stelle während des Bestellvorgangs - also 

nicht unmittelbar vor Abgabe der Bestellung - auf den Vertragstyp hingewiesen wird. 
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c) Die Informationspflicht gemäß 5 312] Abs. 2 BGB stellt aus den og. Gründen eine we- 

sentliche Informationspflicht im Sinne von 5 5a Abs. 4 UWG aF, @ 5b Abs. 4 nF dar, die der Ver- 

braucher benötigte, um eine informierte geschäftliche Entscheidung zu treffen, und deren Vorent- 

halten geeignet war, den Verbraucher zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die 

er andernfalls nicht getroffen hätte. 

d) Die Wiederholungsgefahr wird aufgrund des begangenen Wettbewerbsverstoßes ver- 

mutet (vgl. etwa BGH, Urteil vom 25. April 1991 - I ZR 134/90, NJW 1991, 3029 [juris Rn. 21] -An- 

zeigenrubrik l). Umstände, aus denen sich ergeben könnte, dass die tatsächliche Vermutung ent- 

fallen ist, sind weder vorgetragen worden noch sonst erkennbar. 

3. Auf die Berufung des Klägers war die Anlage K 4 aus den og. Gründen als Teil des Be- 

stellvorgangs, wie er von dem Kläger gerügt und als konkrete Verletzungsform in den Rechts- 

streit eingeführt worden ist, im Tenor aufzunehmen (so). 

Die Berufung der Beklagten ist unbegründet, soweit sie sich gegen die Verurteilung im Tenor 

zu |.3. richtet. Das Landgericht nimmt zu Recht einen Unterlassungsanspruch gemäß 5 8 Abs. 1 

Satz 1 und Abs. 3 Nr. 3, 5 3 Abs. 1, 5 5 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 7 UWG (@ 5 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 7 

UWG aF) an. 

1. Nach 5 5 Abs. 1 UWG handelt unlauter, wer eine irreführende geschäftliche Handlung vor- 

nimmt, die geeignet ist, den Verbraucher zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, 

die er andernfalls nicht getroffen hätte. Eine geschäftliche Handlung ist gemäß 5 5 Abs. 2 UWG ir- 

reführend, wenn sie unwahre Angaben (Fall 1) oder sonstige zur Täuschung geeignete Angaben 

(Fall 2) über - nachfolgend aufgezählte — Umstände enthält; hierzu zählen gemäß Nr. 7 die Rechte 

des Verbrauchers. Eine lrreführung im Sinne von 5 5 Abs. 1 UWG liegt nach der ständigen 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs vor, wenn das Verständnis, das eine Angabe bei den 

Verkehrskreisen erweckt, an die sie sich richtet, mit den tatsächlichen Verhältnissen nicht über- 

einstimmt. Für die Beurteilung kommt es darauf an, welchen Gesamteindruck die geschäftliche 

Handlung bei den angesprochenen Verkehrskreisen hervorruft (vgl. BGH, Urteil vom 13. Juli 

2023 - I ZR 60/22, GRUR 2023, 1710 [iuris Rn. 22]). Eine lrreführung liegt vor, wenn das Ver- 

ständnis, das eine Angabe bei den Verkehrskreisen ewveckt, an die sie sich richtet, mit den tat- 

sächlichen Verhältnissen nicht übereinstimmt (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Urteil vom 2. Juni 2022 - l 
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ZR 93/21, NJW 2022, 3638 [juris Rn. 21] - 7 x mehr, mwN); abzustellen ist auf die Sichtweise ei- 

nes durchschnittlich informierten und verständigen Mitglieds der angesprochenen Verkehrskreise 

(so; vgl. auch BGH, Urteil vom 7. April 2022 - I ZR 5/21, NJW-RR 2022, 838 [juris Rn. 22] - Kin- 

derzahnärztin; Urteil vom 31. Oktober 2012 - I ZR 205/11, NJW-RR 2013, 817 [juris Rn. 17] - 

Preisrätselgewinnauslobung V). Ob dies der Fall ist, kann durch die Mitglieder des Senats aus ei- 

gener Sachkunde und Lebenserfahrung festgestellt werden, und zwar unabhängig davon, ob sie 

- wie hier - zu den Verkehrskreisen zählen, an die sich die beanstandete Werbung richtet. Denn 

die Mitglieder des Senats sind ständig mit Verfahren aus dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 

schutzes und insbesondere der Wettbewerbssachen befasst und haben aufgrund ihrer besonde- 

ren Erfahrung die erforderliche Sachkunde emorben, um eigenständig zu beurteilen, wie der an- 

gesprochene Verkehr die angegriffenen Angaben versteht (vgl. nur BGH, Urteil vom 22. Septem- 

ber 2021 - I ZR 192/20, GRUR 2022, 160 [juris Rn. 18] - Flying V, mwN). 

2. Hiervon ausgehend nimmt der Verbraucher aufgrund der beanstandeten Angabe auf der In- 

ternetseite der Beklagten an, er könne eine Veränderung des abgeschlossenen Abonnements- 

bzw. Sukzessivliefervertrages im Hinblick auf die Lieferung einer Kochpox einschließlich einer 

Kündigung des Vertrages wöchentlich bis zum Dienstag um 23:59 Uhr vornehmen und somit ei- 

ne Zahlungspflicht verhindern. Diese Angabe stimmt mit den tatsächlichen Verhältnissen jedoch 

nicht überein, weil nach den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten eine Kündigung 

des Vertrages wöchentlich bis zum Mittwoch um 23:59 Uhr erfolgen kann (5 4 Abs. 3 der AGB; 

vgl. LGU 23). 

Entgegen der Auffassung der Beklagten handelt es sich bei der beanstandeten Angabe auch 

nicht um eine lndividualvereinbarung. Eine solche ist nämlich nur außerhalb der einseitig vom 

Vemender vorgegebenen Vertragsbedingungen gegeben (BAG, Urteil vom 24. August 2016 — 5 

AZR 129/16, BAGE 156, 157 [juris Rn. 19]), weshalb eine individuelle Vertragsabrede jede Abrede 

ist, die den AGB-Begriff aus & 305 Abs. 1 BGB nicht erfüllt (vgl. Beck0GK/Lehmann-Richter, BGB 

[1.6.2024], @ 305b Rn. 24; Looschelders in Erman, BGB, 17. Aufl. 2023, @ 305b Rn. 4; weiter da- 

gegen Staudinger/Mäsch, BGB (2022), @ 305b Rn. 22). Dies beruht auf der Überlegung, dass die 

Parteien individuell getroffenen Abreden größere Bedeutung beimessen als damit kollidierenden 

Teilen der generell aufgestellten „Vertragsordnung“ (vgl. Schäfer in Ulmer/Brandner/Hensen 

AGB-Recht, 13. Aufl. 2022, @ 305b BGB Rn. 10). Hier fehlt es aber in Bezug auf die einseitig von 

der Beklagten vorgegebenen und von den Allgemeinen Geschäftsbedingungen abweichenden An- 

gabe einer möglichen Kündigung bis „Dienstag 23:59 Uhr“; selbst wenn dieser Angabe überhaupt 

ein Rechtsbindungswille der Beklagten beigemessen würde, handelt es sich um eine vorformu- 
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Iierte und von der Beklagten gestellte Vertragsbedingung und gerade nicht um eine individuelle 

Vertragsabrede. Dass die Angabe in Erfüllung der Pflicht des 5 312 Abs. 1 Satz 1 BGB gemacht 

worden ist und daher nach 5 312 Abs. 1 Satz 2 BGB Vertragsbestandteil wurde, kann ebenfalls 

nicht angenommen werden, weil die Voraussetzungen von g 312 Abs. 1 Satz 1 BGB i.V.m. 

Art. 246a @ 4 Abs. 1 EGBGB nicht erfüllt sind, und im Übrigen weicht die Regelung zulasten des 

Verbrauchers von den Allgemeinen Geschäftsbedingungen ab (Verkürzung der Frist), so dass es 

bei Letzteren verbleibt (vgl. dazu etwa Beck0K BGB/Martens [1.5.2024], @ 312d Rn. 8). 

3. Die beanstandete Angabe auf der Internetseite der Beklagten war auch geeignet, den Ver- 

braucher zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen 

hätte. Dabei ist die wettbewerbsrechtliche Relevanz in der Regel und auch hier bereits aus der Ir- 

reführung zu schließen (vgl. BGH, Urteil vom 29. März 2007 - I ZR 122/04, GRUR 2007, 1079 [ju- 

ris Rn. 26] - Bundesdruckerei, mwN). Anders verhält es sich etwa dann, wenn über Umstände 

getäuscht worden ist, die für das Marktverhalten der Gegenseite lediglich eine unwesentliche Be- 

deutung haben (vgl. BGH, Urteil vom 6. Juni 2019 - I ZR 216/17, GRUR 2019, 1202 Üuris Rn. 23] - 

ldentitätsdiebstahl), was hier aber schon im Hinblick auf die Relevanz einer Kündigung des Ver- 

trages und die wöchentlich entstehende Zahlungspflicht des Verbrauchers nicht der Fall ist. 

IV. 

Die Berufung des Klägers ist auch begründet, soweit sie sich gegen die Abweisung der mit 

dem Tenor zu l.4. lediglich teilweise stattgegebenen Klage richtet. Die gegen die im Tenor zu l.4 

ausgesprochene Verurteilung gerichtete Berufung der Beklagten ist dagegen unbegründet. 

1. Der Klageantrag ist hinreichend bestimmt. Der Kläger hat den Antrag nicht etwa, wie die 

Beklagte meint, unter eine (unzulässige) Bedingung gestellt, sondern mit der Antragsfassung le- 

diglich zum Ausdruck gebracht, dass die Beklagte über das Nichtbestehen eines Widerrufsrechts 

nicht informieren muss, wenn der Vertragsschluss von dem Verbraucher widerrufen werden 

kann; es wird damit lediglich klargestellt, dass die lnformationspflicht und daran anknüpfend das 

Unterlassungsgebot sachlich begrenzt ist auf Fälle, in denen der Vertrag nicht widerrufen werden 

kann. 

2. Das Landgericht nimmt zu Recht auch einen Unterlassungsanspruch an. Dieser folgt aber 

nicht aus 5 8 Abs. 1, 5 3 Abs. 1, 5 3a UWG, sondern aus 5 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3, 5 3 Abs. 1 

UWG i.V.m. @ 5a Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 UWG aF bzw. 5 5a Abs. 1, 5 5b Abs. 4 UWG nF (so). 
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Die Beklagte ist der aus @ 312d Abs. 1 Satz 1 BGB, Art. 246a @ 1 Abs. 3 Nr. 1 EGBGB folgenden 

Informationspflicht (Information über das Nichtbestehen eines Widerrufsrechts) nicht nachgekom- 

men; es handelt sich dabei um eine Information, die als wesentlich im Sinne von 5 5a Abs. 4 

UWG aF, @ 5b Abs. 4 UWG nF anzusehen ist (vgl. BGH, Urteil vom 10. November 2022 - I ZR 

241/19, NJW 2023, 1648 [juris Rn. 23] - Herstellergarantie IV, zu Art. 246a @ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 

EGBGB aF bzw. Art. 246a @ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 EGBGB nF). 

a) Nach @ 312d Abs. 1 Satz 1 BGB ist der Unternehmer bei Fernabsatzverträgen verpflichtet, 

den Verbraucher nach Maßgabe des Art. 246a EGBGB zu informieren. Er hat gemäß Art. 246a 

@ 1 Abs. 3 Nr. 1 EGBGB den Verbraucher u.a. zu informieren, wenn dem Verbraucher nach 

5 312g Abs. 2 Nr. 1, 2, 5 und 7 bis 13 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein Widerrufsrecht nicht zu- 

steht, dass der Verbraucher seine Willenserklärung nicht widerrufen kann. Zutreffend - und von 

der Beklagten hingenommen - legt das Landgericht seiner Entscheidung zugrunde, dass die Be- 

klagte jedenfalls auch Waren liefert, die schnell verderben können oder deren Verfallsdatum 

schnell überschritten würde. Ein Widerrufsrecht des Verbrauchers ist insoweit nach 5 3129 

Abs. 2 Nr. 2 BGB ausgeschlossen, die Beklagte hat aber während des Bestellvorgangs, so wie er 

mit den Anlagen K 3 und K 4 zum Gegenstand des klägerischen Begehrens gemacht worden ist, 

nicht darüber informiert, dass ein Widerrufsrecht bei schnell verderblichen Waren nicht besteht. 

Von der Informationspflicht war die Beklagte auch nicht gemäß Art. 246a @ 4 Abs. 3 Satz 1 

EGBGB befreit. Nach dieser Vorschrift muss der Unternehmer dem Verbraucher bei einem Fern- 

absatzvertrag die Informationen in einer den benutzten Fernkommunikationsmitteln angepassten 

Weise zur Verfügung stellen. Bei dem Vertragsschluss im Internet ist es jedenfalls bei der Infor- 

mationspflicht des @ 312d Abs. 1 Satz 1 BGB (anders als bei den Pflichten nach @ 312j Abs. 2; 

so.) ausreichend aber regelmäßig auch erforderlich, dass der Verbraucher über eindeutig ge- 

kennzeichnete Hypertext-Links die Möglichkeit hat, an die erforderlichen Informationen zu gelan- 

gen (vgl. BGH, Urteil vom 20. Juli 2006 - I ZR 228/03, NJW 2006, 3633 [juris Rn. 33] - Anbieter- 

kennzeichnung im Internet; Beck0GK/Busch, EGBGB [1.7.2023], Art. 246a @ 4 Rn. 25). Dass die 

Beklagte der Informationspflicht auf diese oder eine vergleichbare Art und Weise durch einen ein- 

deutig gekennzeichneten Hypertext-Link nachgekommen ist, hat sie weder dargetan noch ist dies 

ersichtlich; der bloße Hinweis auf die AGB ist dagegen nicht ausreichend. 

b) Entgegen der Ansicht der Beklagten ist die Anwendbarkeit des @ 312d BGB nicht gemäß 

5 312 Abs. 2 Nr. 8 BGB ausgeschlossen. Diese Vorschrift sieht eine Ausnahme vor für Verträge 

über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sonstigen Haushaltsgegenständen des täg- 
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lichen Bedarfs, die am Wohnsitz, am Aufenthaltsort oder am Arbeitsplatz eines Verbrauchers von 

einem Unternehmer im Rahmen häufiger und regelmäßiger Fahrten geliefert werden. Die Voraus- 

setzungen von 5 312 Abs. 2 Nr. 8 BGB sind jedenfalls dann nicht erfüllt, wenn der Unternehmer 

- wie hier die Beklagte - ein Logistikunternehmen - wie hier etwa die DPD Deutschland GmbH 

oder die UPS United Parcel Service AG - mit der Auslieferung beauftragt; die Regelung gilt nach 

der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs nicht für den herkömmlichen Versandhandel (vgl. 

BGH, Urteil vom 9. Juni 2011 - I ZR 17/10, GRUR 2012, 188 [juris Rn. 23] - Computer-Bild). 

3. Auf die Berufung des Klägers war die Anlage K 4 aus den og. Gründen als Teil des Be- 

stellvorgangs, wie er von dem Kläger gerügt und als konkrete Verletzungsform in den Rechts- 

streit eingeführt worden ist, im Tenor aufzunehmen (so). 

Die Berufung der Beklagten ist begründet, soweit sie sich gegen die Verurteilung im Tenor zu 

l.5. richtet. 

1. Der von dem Landgericht angenommene Unterlassungsanspruch gemäß 5 8 Abs. 1 

Satz 1 und Abs. 3 Nr. 3, @ 3 Abs. 1, 5 5 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 UWG (@ 5 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 2 

UWG aF) besteht nicht. Das Landgericht nimmt zu Unrecht an, dass das gerügte Verhalten der 

Beklagten im Zusammenhang mit der Mitteilung des Finanzdienstleisters PayPal über eine an die 

Beklagte veranlasste Zahlung und eine anstehende Belastung des von dem Verbraucher hinter- 

legten Bankkontos (vgl. E-Mail vom 3. August 2020, Anlage K 12) unlauter im Sinne von 5 5 

Abs. 1 UWG war. 

a) Richtig ist allerdings im Ausgangspunkt, worauf der Kläger und ihm folgend offenbar auch 

das Landgericht abstellen, dass die Aufforderung zur Bezahlung nicht bestellter Waren oder 

Dienstleistungen als irreführende geschäftliche Handlung im Sinne von 5 5 Abs. 1 Satz 2 Fall 1 

UWG anzusehen ist, wenn der angesprochene Verbraucher der Aufforderung die Behauptung 

entnimmt, er habe die Ware oder Dienstleistung bestellt, ohne dass es für die Unlauterkeit nach 

5 5 Abs. 1 Satz 1 UWG darauf ankommt, dass der Unternehmer bei der Zahlungsaufforderung in 

der ihm nicht vomerfbaren irrtümlichen Annahme einer tatsächlich vorliegenden Bestellung ge- 

handelt hat (vgl. BGH, Urteil vom 6. Juni 2019 - I ZR 216/17, GRUR 2019, 1202 [iuris Rn. 16 ff.] - 

Identitätsdiebstahl; vgl. auch BGH, Urteil vom 20. Oktober 2021 - I ZR 17/21, NJW-RR 2022, 414 

ff. - Identitätsdiebstahl ||). Hiervon ausgehend nimmt das Landgericht an, gegenüber dem Ver- 
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braucher werde die unrichtige Angabe getätigt, dass eine weitere Zahlung des abgeschlossenen 

Abonnement- bzw. Sukzessivlieferungsvertrages - für bestellte Waren - fällig sei, obwohl der Ver- 

trag tatsächlich bereits gekündigt worden war. Diese Beurteilung hält rechtlicher Prüfung nicht 

stand. 

b) Eine Irreführung im Sinne von 5 5 Abs. 1 UWG liegt nach der ständigen Rechtsprechung 

des Bundesgerichtshofs vor, wenn das Verständnis, das eine Angabe bei den Verkehrskreisen 

emeckt, an die sie sich richtet, mit den tatsächlichen Verhältnissen nicht übereinstimmt. Dabei 

kommt es darauf an, welchen Gesamteindruck die geschäftliche Handlung bei den angesproche- 

nen Verkehrskreisen hervorruft (BGH, Urteil vom 13. Juli 2023 - I ZR 60/22, GRUR 2023, 1710 [ju- 

ris Rn. 22] - Eigenlaborgewinn, mwN). Zur Ermittlung des Bedeutungsgehalts einer Angabe ist zu 

fragen, wie der durchschnittlich informierte und verständige Verbraucher diese bei einer der Situa- 

tion angemessenen Aufmerksamkeit und unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, 

insbesondere der Art und Weise der Äußerung versteht (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Urteil vom 11. 

Oktober 2017 - I ZR 78/16, GRUR 2018, 431 [iuris Rn. 27] - Tiegelgröße, mwN). 

c) Hiervon ausgehend werden trotz des weiten Verständnisses des lrreführungsverbots Aus- 

sagen über die Rechtslage allerdings nur in bestimmten Fällen von 5 5 Abs. 1 UWG erfasst. Ist 

für die betroffenen Verkehrskreise erkennbar, dass es sich um eine im Rahmen der Rechtsver- 

folgung oder Rechtsverteidigung geäußerte Rechtsansicht handelt, fehlt dieser Äußerung die zur 

Erfüllung des Tatbestands der Irreführung erforderliche Eignung zur Täuschung. Das folgt aus 

der Überlegung, dass es dem Unternehmer bei der Rechtsverfolgung oder der Rechtsverteidi- 

gung unbenommen bleiben muss, eine bestimmte Rechtsansicht zu vertreten. Vertritt ein Unter- 

nehmen im Rahmen der Rechtsdurchsetzung oder -verteidigung eine bestimmte Rechtsansicht, 

so handelt es sich um eine Meinungsäußerung, die deshalb grundsätzlich selbst dann nicht wett- 

bewerbswidrig ist, wenn sie sich als unrichtig emreist. Ob diese Rechtsansicht richtig ist, kann 

nicht im Wettbewerbsprozess, sondern muss in dem Rechtsverhältnis geprüft und entschieden 

werden, auf das sich diese Rechtsansicht bezieht. Anders ist dies nur, wenn der Unternehmer 

gegenüber Verbrauchern eine eindeutige Rechtslage behauptet, die tatsächlich nicht besteht, so- 

fern der angesprochene Kunde die Aussage nicht als Äußerung einer Rechtsansicht, sondern als 

Feststellung versteht. Ebenso ist eine objektiv falsche rechtliche Auskunft eines Unternehmers, 

die er auf eine ausdrückliche Nachfrage des Verbrauchers erteilt, zur Irreführung und Beeinflus- 

sung des Verbrauchers geeignet, weil sie ihn daran hindert, eine Entscheidung in voller Kenntnis 

der Sachlage zu treffen. Auch in dieser Situation versteht der angesprochene Kunde die Aussage 

nicht als Äußerung einer Rechtsansicht, sondern als Feststellung (vgl. zum Ganzen BGH, Urteil 
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vom 25. April 2019 - I ZR 93/17, GRUR 2019, 754 [juris Rn. 30 f.] - Prämiensparverträge, mwN). 

0) Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze fällt die beanstandete Angabe nicht unter 5 5 

Abs. 1 UWG. Ein Durchschnittsverbraucher, der eine der Anlage K 12 entsprechende E-Mail des 

Finanzdienstleisters PayPal erhält, kann der E-Mail zwar entnehmen, dass die Beklagte davon 

ausgeht, es bestehe eine wirksame vertragliche Zahlungsverpflichtung und der Betrag der ange- 

kündigten Abbuchung sei auch fällig; eine solche Angabe der Beklagten ist in der von PayPal mit- 

geteilten Zahlung und der bevorstehenden Kontoabbuchung jedenfalls konkludent zu entnehmen. 

Der durchschnittlich informierte und verständige Verbraucher erkennt allerdings, dass die in der 

E-Mail enthaltene Angabe in dem Zusammenhang mit der zuvor durchgeführten Bestellung steht 

und die Beklagte daher offenbar davon ausgeht, dass ihr aufgrund der Bestellung - wenn auch zu 

Unrecht - ein entsprechender Anspruch auf Zahlung zusteht. Der Verbraucher fasst die Äußerung 

damit aufgrund der Gesamtumstände als Rechtsansicht der Beklagten und nicht als eine (unrich- 

tige) Feststellung zur Rechtslage auf. Auch wenn ein Zahlungsanspruch der Beklagten aufgrund 

einer Kündigung des Vertrages nicht bestehen sollte, fällt die der E-Mail zugrundeliegende Anga- 

be der Beklagten als Rechtsansicht nicht unter 5 5 Abs. 1 UWG. 

2. Der Anspruch besteht auch nicht gemäß 5 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Nr. 1, 5 3 Abs. 1, 

Abs. 3 UWG i.V.m. Nr. 29 des Anhangs zu 5 3 Abs. 3 UWG bzw. gemäß 5 8 Abs. 1 Satz1 und 

Abs. 3 Nr. 1, 5 7 Abs. 1 Satz 1 UWG. 

a) Nach Nr. 29 des Anhangs zu 5 3 Abs. 3 UWG stellt die gegenüber Verbrauchern erfolgte 

Aufforderung zur Bezahlung nicht bestellter, aber gelieferter Waren oder erbrachter Dienstleistun- 

gen oder eine Aufforderung zur Rücksendung oder Aufbewahrung nicht bestellter Sachen eine 

Handlung dar, die stets unzulässig ist. Dies kann nur dann angenommen werden, wenn eine 

nicht bestellte Ware tatsächlich geliefert oder eine nicht bestellte Dienstleistung tatsächlich er- 

bracht wurde; das bloße Inaussichtstellen einer Warenlieferung oder Dienstleistungserbringung, 

wie sie hier allein gerügt wird, genügt dagegen nicht (vgl. BGH, Urteil vom 20. Oktober 2021 - I ZR 

17/21, NJW-RR 2022, 414 ff. [juris Rn. 29 f.] — Identitätsdiebstahl || unter Aufgabe von BGH, Urteil 

vom 17. August 2011 - I ZR 134/10, GRUR 2012, 82 ff. - Auftragsbestätigung). 

b) Gemäß 5 7 Abs. 1 Satz 1 UWG ist eine geschäftliche Handlung unzulässig, durch die ein 

Marktteilnehmer in unzumutbarer Weise belästigt wird. Ziel der Regelung ist es, das Eindringen in 

die Privatsphäre von Verbraucherinnen und Verbrauchern zu verhindern. Belästigend in diesem 

Sinne ist eine geschäftliche Handlung, die dem Empfänger aufgedrängt wird und die bereits we- 
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gen der Art und Weise, wie sie den Empfängerkreis erreicht, unabhängig von ihrem Inhalt als stö- 

rend empfunden wird (BGH, Urteil vom 25. April 2019 - I ZR 23/18, GRUR 2019, 750 [juris Rn. 12] 

- WifiSpot); es kommt auf den erkennbaren oder mutmaßlichen Willen des Empfängers an (vgl. 

Köhler in Köhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 42. Aufl. 2024, g 7 Rn. 29). Hiervon ausgehend ist 

eine Belästigung zu verneinen. Die beanstandete E-Mail wendet sich nur an eine bestimmte 

Gruppe von Verbrauchern im Sinne von 5 3 Abs. 4 Satz 1 UWG, nämlich an solche, die bei dem 

Finanzdienstleister PayPal registriert sind und über diesen insbesondere im Internet Zahlungen 

senden oder erhalten. Der durchschnittliche Verbraucher dieser Gruppe empfindet eine Nach- 

richt, die - wie hier - im Zusammenhang mit einer Zahlung steht, aber nicht als störend, sondern 

ist an eine solche Kontaktaufnahme gewöhnt; der durchschnittliche Verbraucher dieser Gruppe 

emartet sogar, dass er auf diese Art und Weise Informationen, die im Zusammenhang mit Zah- 

lungsvorgängen und Kontobelastungen stehen, erhält. 

VI. 

Die Berufung der Beklagten ist schließlich unbegründet, soweit sie sich gegen die Verurtei- 

lung im Tenor zu LG. richtet. Ohne Rechtsfehler nimmt das Landgericht an, dass ein Unterlas- 

sungsanspruch gemäß 5 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Nr. 1, 5 7 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 2 UWG 

besteht. Dabei nimmt die Berufung der Beklagten hin, dass die Voraussetzungen des 5 7 Abs. 2 

Nr. 2 UWG gegeben sind; bei der Anlage K 16 handelt es sich um Werbung unter Vemendung 

elektronischer Post, ohne dass im Streitfall eine vorherige ausdrückliche Einwilligung des Adres- 

saten vorlag. Entgegen der Auffassung der Beklagten ist auch keine Ausnahme nach 5 7 Abs. 3 

UWG gegeben. Danach ist abweichend von 5 7 Abs. 2 Nr. 2 UWG eine unzumutbare Belästigung 

bei einer Werbung unter Verwendung elektronischer Post nicht anzunehmen, wenn (Nr. 1) ein 

Unternehmer im Zusammenhang mit dem Verkauf einer Ware oder Dienstleistung von dem Kun- 

den dessen elektronische Postadresse erhalten hat, (Nr. 2) der Unternehmer die Adresse zur Di- 

rektwerbung für eigene ähnliche Waren oder Dienstleistungen vemendet, (Nr. 3) der Kunde der 

Verwendung nicht widersprochen hat und (Nr. 4) der Kunde bei Erhebung der Adresse und bei je- 

der Vemendung klar und deutlich darauf hingewiesen wird, dass er der Venrvendung jederzeit wi- 

dersprechen kann, ohne dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen 

entstehen. Jedenfalls an Letzterem fehlt es hier, worauf der Kläger zu Recht vewveist. Die Infor- 

mation nach 5 7 Abs. 3 Nr. 4 UWG muss „klar und deutlich“ erfolgen, sie darf also nicht an ver- 

steckter Stelle stehen und sie muss inhaltlich verständlich und hinreichend bestimmt sein (vgl. 

Köhler in Köhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 42. Aufl. 2024, 5 7 Rn. 277). Der Hinweis muss so 

ausgestaltet sein, dass der Kunde ihn zum einen versteht und er zum anderen ohne Schwierig- 
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keiten von seinem Widerspruchsrecht Gebrauch machen kann. Ein allgemeiner Hinweis auf die 

Verwendung der bei einer Bestellung angegebenen E-MaiI-Adresse irgendwo in den AGB des Un- 

ternehmers - wie es hier der Fall ist - genügt hingegen nicht (vgl. Beck0K UWG/Fritzsche 

[1.4.2024], 5 7 Rn. 179). 

Die Entscheidung über die Kosten des Rechtsstreits beider Instanzen folgt aus 5 92 Abs. 1, 

5 97 Abs. 1 ZPO. Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus 5 708 Nr. 10, 5 711, 

5 709 Satz 2 ZPO. Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des 5 543 Abs. 2 

Satz 1 ZPO nicht vorliegen. Die Entscheidung beruht in Anwendung der ausreichend ergangenen 

höchstrichterlichen Rechtsprechung auf den besonderen Umständen des vorliegend zu beurtei- 

lenden Sachverhalts. 

Richter am Kammergericht 

Verkündet am 05.09.2024 

_JH8ekr'in 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Berlin, 05.09.2024 

_ JHSekr'in 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 




